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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/7722/18

Bereich 82 - Rechnungswesen, 
Controlling & Service
Frau Lucht/ Frau Bauer

Datum: 
02.03.2018

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Errichtung von Schulsporthallen im Rahmen eines Public-Private-Partnership-Pro-
jektes ("PPP-Projekt") unter Beteiligung an der Beratungsgesellschaft "Partnerschaft 
Deutschland-Berater der öffentlichen Hand GmbH (PD)"

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 23.04.2018 Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung

N 24.04.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 25.04.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Die Grundschule Hagen (Igelschule) wurde vor kurzem zur Ganztagsschule ausgebaut. Für 
den Ganztagesschulbetrieb der Grundschule Hasenburger Berg sind die Arbeiten im vollen 
Gang. Ebenso steht der Ganztagesschulausbau der Grundschule Lüne für die Jahre 
2019/2020 bevor. Darüber hinaus erfolgen auch räumliche Erweiterungen an der Igelschule 
und der Grundschule Lüne, um die Schülerzuwächse u.a. aus den Wohngebieten Hansevier-
tel und Neu-Hagen aufnehmen zu können. 

Alle drei Grundschulen verfügen über 1-Feld-Sporthallen aus den 70er Jahren. Im Rahmen 
des Bildungs- und Infrastrukturfonds ist vorgesehen, diese Sporthallen zu erweitern, so dass 
an allen drei Schulstandorten eine 2-Feld-Halle für den Schul- und Vereinssport zur Verfü-
gung steht. 

Alternativ zu einer Sanierung der jeweils vorhandenen Halle und einem Erweiterungsbau um 
ein weiteres Spielfeld, wird auch ein kompletter Neubau einer Zwei-Feld-Halle an den Schul-
standorten betrachtet. Der Vorteil eines Neubaus ist zum einen die komplette Modernisie-
rung aller Bauteile, einschließlich der Leitungen und haustechnischen Anlagen, ein besserer 
bauphysikalischer Zustand und damit verbunden eine längere Nutzungsdauer und zum an-
deren der bessere energetische Standard. Die Bewirtschaftung eines Altbaus ist kostenauf-
wendiger als die eines energetisch ausgerichteten Neubaus. Außerdem sind die Wartungs- 
und Bauunterhaltungskosten in den ersten 10-15 Jahren geringer als bei einem sanierten 
Altbau. 

Ein weiterer Bedarf einer Sporthalle besteht im Hanseviertel. Hierfür ist im Zuge der Stadt-
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entwicklungsplanung bereits ein Grundstück vorgesehen und zu diesem Zwecke freigehalten 
worden. Derzeit werden noch die beiden von der Stadt angemieteten Bundeswehr-Sporthal-
len im Schlieffenpark für den Schul- und Vereinssport genutzt. Beide Hallen sind so stark sa-
nierungsbedürftig, dass der Bauunterhaltungsbedarf nicht mehr wirtschaftlich wäre und ent-
sprechende Instandhaltungen auf das niedrigste Niveau heruntergefahren wurden. Dies be-
trifft insbesondere die haustechnischen Anlagen wie Wärmeversorgung, Elektroverteilung 
und Sanitär. 

Für den Neubau von Sporthallen an vier Standorten wird die Kooperation mit einem privaten 
Unternehmen im Rahmen einer public-private-partnership („PPP-Projekt“) in Betracht gezo-
gen. 

Die Zusammenlegung der 4 Neubauten zu einem Großprojekt könnte zeitliche, wirtschaftli-
che und personelle Vorteile mit sich bringen. Voraussetzung dafür ist, dass die Hallen sich in 
ihrem Aufbau stark ähneln und bezüglich der Ausstattung nahezu identisch sind. Dies würde 
erhebliche zeitliche und leistungsbezogene Ersparnisse in der Planung mit sich bringen. 
Wenn die Neubauten dann mit einem gewissen zeitlichen Versatz von z.B. 4 - 6 Monaten 
errichtet würden, wären jeweils weniger personelle Kapazitäten für die Baubetreuung vor Ort 
erforderlich. Unter anderem könnte die Bauausführung von nur einem Bauleiter überwacht 
werden und Optimierungen im Bauablauf könnten auf alle Bauprojekte übertragen werden. 

Die personellen Kapazitäten im Ingenieurbereich der Hansestadt Lüneburg lassen eine par-
allele Planung und Bauausführung für die Sanierung und Erweiterung von 4 Sporthallen in 
einem Zeitraum von 2020–2023 zusätzlich zu den bereits eingeplanten Projekten ohne Per-
sonalzuwachs nicht zu. In diesem Fall müsste die Umsetzung der Projekte zeitlich entzerrt 
werden, so dass die Hallen voraussichtlich erst ab 2022-2025 fertiggestellt werden könnten.

Zu der zeitlichen Komponente hinzukommen die höhere Flexibilität und die geringeren ver-
gaberechtlichen Anforderungen an einen privaten Generalübernehmer. Hiermit wurden be-
reits bei der Errichtung des Kultur- und Bildungszentrums Saline gute Erfahrungen gemacht. 

Die Aufgabenverteilungen im Rahmen einer solchen Kooperation können unterschiedlich 
geregelt werden. Typischerweise übernimmt der private Unternehmer auch die Finanzierung 
eines solchen Großprojektes und entlastet damit den kommunalen Haushalt vom Investiti-
onsaufwand. Bei dem Neubau von insgesamt 4 Sporthallen ist von einem Investitionsvolu-
men von bis zu 16,5 Mio. Euro auszugehen. Aufgrund der Ähnlichkeit zu einem Kreditge-
schäft ist ein „PPP-Projekt“ genehmigungspflichtig. Die Kommunalaufsicht prüft z.B. die Wirt-
schaftlichkeit einer solchen Kooperation. Dazu muss im Vorwege durch die Kommune ein 
Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen einer Baumaßnahme in eigener Verantwortung (kon-
ventionell) und einer PPP-Kooperation erfolgen. Es wird z.B. geprüft, welche Einsparungen 
bei der Finanzierung, beim Bau und auch bei der Bewirtschaftung (Lebenszykluskosten) zu 
erzielen sind. 

Zur Vorbereitung des mehrstufigen Prüf- und Genehmigungsverfahrens ist die Hinzuziehung 
eines erfahrenen Beraters erforderlich. Diese Leistung wird z.B. von einigen Wirtschaftsprü-
fungsunternehmen auf dem freien Markt angeboten. Ebenso gibt es seit dem 01.01.2017 
eine Beratungsgesellschaft speziell für Behörden und öffentliche Institutionen: die Partner-
schaft Deutschland (PD) - Berater der öffentlichen Hand GmbH. Vorgänger der PD war die 
ÖPP Deutschland AG, die im November 2008 unter Federführung des Bundesministeriums 
der Finanzen sowie des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung gegrün-
det wurde. Schwerpunkt der Beratung der ÖPP Deutschland AG war die Prüfung von ÖPP-
Modellen als Beschaffungsvariante. Eine direkte Beauftragung dieses Unternehmens ohne 
Ausschreibung war nur den öffentlichen Auftraggebern, zu denen auch 111 Kommunen ge-
hörten, möglich, die seinerzeit der Rahmenvereinbarung beigetreten waren. Die Hansestadt 
Lüneburg gehörte zu den beigetretenen Kommunen. Anteilseigner der AG waren sowohl 
private als auch öffentliche Auftraggeber. Ziel der AG war es, sowohl Know How aus der 
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Privatwirtschaft als auch aus dem öffentlichen Sektor einzubringen. Die Rahmenvereinba-
rung mit der ÖPP Deutschland AG lief Ende des Jahres 2016 aus. 
Im Unterschied zur ÖPP Deutschland AG befindet sich die 2017 gegründete PD zu 100 % in 
öffentlicher Hand und bietet ihren Gesellschaftern ein breites Portfolio an Beratungsleistun-
gen an. Das Beraterteam ist interdisziplinär aufgestellt und auf die rechtlichen und fiskali-
schen Besonderheiten der öffentlichen Hand spezialisiert. 

Schwerpunkte des Leistungsangebots der „Partnerschaft Deutschland - Berater der öffentli-
chen Hand GmbH“ sind:

- Beratung bei Partnerschaftsprojekten im Hochbau-, IT- und Dienstleistungsbereich
- Beratung bei Immobiliengroßprojekten/ Investitionsberatung 
- Entwicklung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
- Vorbereitung und Durchführung sowie rechtssichere Dokumentation von Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchungen in allen Projektphasen (z.B. vor, während oder nach der 
Durchführung)  

- Beratung auch zu einzelnen Projektphasen 
- Steuerung von Vergabeverfahren und Projekten 
- Organisationsberatung bei Verwaltungsmodernisierungen 
- Beratung zu Verwaltungsabläufen im Zuge der Digitalisierung (z.B. E-Government)  

Weitere Informationen zu dieser Gesellschaft finden Sie auf der Internetseite www.pd-
g.de/home. 

Der Bund bietet den Kommunen die Möglichkeit, sich risikofrei und zu stark vergünstigten 
Konditionen an der PD zu beteiligen. Es wird ein direkter Erwerb von Gesellschaftsanteilen 
zum reduzierten Nominalpreis (ohne Wertchance, dafür aber auch ohne Wertrisiko) zum An-
teilspreis von 100 Euro angeboten. Städte in der Größenklasse von 50 – 100 TEW müssen 
eine Mindestbeteiligung von 10 Anteilen erwerben (Gesamtsumme für die Hansestadt Lüne-
burg mithin 1.000 €). 

Als Unternehmer der öffentlichen Hand kann die GmbH von den Gesellschaftern jederzeit 
ohne vorheriges Ausschreibungsverfahren im Wege der Inhouse-Vergabe beauftragt wer-
den. Die Beratungsleistungen ständen der Hansestadt Lüneburg damit zukünftig jederzeit 
flexibel zur Verfügung und zwar nicht nur für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sondern für 
das gesamte oben aufgeführte breite Leistungsangebot. Hierin liegen die Vorteile der Beteili-
gung an dieser Gesellschaft. Die konkrete Vergütung für die Inanspruchnahme von Bera-
tungsleistungen ergibt sich aus einer mit dem Anteilserwerb noch abzuschließenden Eck-
punktevereinbarung (siehe Anlage 1, § 7). Bei den Stundenhonoraren handelt es sich um 
marktübliche Sätze. 

Bei dem Erwerb von Gesellschaftsanteilen handelt es sich um eine investive Beteiligung. Die 
benötigten Mittel für den Erwerb können im Rahmen der Budgetierung aus dem Ergebnis-
haushalt zur Verfügung gestellt werden. 

Der Erwerb der Gesellschaftsanteile ist notariell zu beurkunden. Die Beteiligung der Stadt an 
der PD bedarf gemäß § 152 Abs. 1 Nr. 2 NKomVG der schriftlichen Anzeige gegenüber der 
Kommunalaufsicht. Nach einer 6-monatigen Karenzzeit nach Anzeige können die ersten Be-
ratungsleistungen beauftragt werden. 

Diese Zeit wird benötigt, um die Abstimmung mit den Schulen fortzusetzen und die Leis-
tungsbeschreibungen als Grundlage für eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu erstellen.

Die Untersuchungsergebnisse bieten die Grundlage zu einer Entscheidung, ob die Variante 
Sanierung und Erweiterung oder die Variante Neubau langfristig sinnvoller ist sowie ob eine 
konventionelle Herstellung oder die Kooperation in Form eines „PPP-Großprojektes“ wirt-
schaftlicher ist. 

http://www.pd-g.de/home
http://www.pd-g.de/home
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Sollte die Entscheidung auf die Durchführung eines PPP-Verfahren fallen, kann die Vergabe 
an einen Kooperationspartner erst nach Zustimmung durch die Kommunalaufsicht erfolgen. 
Die Auswahl eines Kooperationspartners ist  wiederum ein mehrstufiges Verfahren, bei dem 
ähnlich einer Architektenauswahl im europaweiten Verfahren Eignung, Leistungsfähigkeit, 
Bonität, Qualifikation, Erfahrung und Referenzen geprüft werden.

Mit dem nachfolgenden Beschlussvorschlag wird noch keine Entscheidung zur Umsetzung  
eines PPP-Projekts getroffen. 

Beschlussvorschlag:

1. Die Ausführungen wurden zur Kenntnis genommen. 

2. Die Verwaltung wird ermächtigt durch den Erwerb von Anteilen im Umfang von 10 Anteils-
scheinen zu je 100 Euro (Gesamtsumme 1.000 Euro) als Gesellschafter der ‚Partner-
schaft Deutschland- Berater der öffentlichen Hand GmbH‘ beizutreten, um die Beratungs-
leistungen zu den jeweiligen Konditionen in Anspruch zu nehmen. Die erforderlichen Mit-
tel von 1.000 Euro für den Anteilserwerb werden aus dem Ergebnishaushalt zur Verfü-
gung gestellt. 

3. Die Verwaltung wird ermächtigt, die Durchführung eines PPP-Projektes zur Errichtung von 
jeweils einer 2-Feld-Halle an den Schulstandorten GTS Lüne, GTS Igelschule und GTS 
Hasenburger Berg sowie einer 3-Feld-Halle am Standort Hanseviertel durch eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung vorzubereiten.   

  

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage:                166 Euro

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:      1.000 Euro (zu 2.)

c)  an Folgekosten:                                      Beraterhonorare mit üblichen Stundensätzen  

Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja, die benötigten Ermächtigungen werden aus dem Ergebnishaushalt im Umfang 
           von 1.000 € zur Verfügung gestellt.

Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle: 22000/ 22020
Produkt / Kostenträger: KT 1110124/ SK 4431100
Haushaltsjahr:                             2018

e)  mögliche Einnahmen: keine

Anlage/n:

 Eckpunktevereinbarung mit der PD über die Erbringung von Beratungsleistungen der 
öffentlichen Hand

Beratungsergebnis:
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
02 - Finanz- und inneres Verwaltungsmanagement
Bereich 20 - Kämmerei und Stadtkasse
Bereich 53 - Bildung und Betreuung
Bereich 22 - Betriebswirtschaft und Beteiligungsverwaltung, Controlling





































Hansestadt Lüneburg
Stabsstelle 02l Eigenbetrieb Gebäudewirtschaft
Frau Bauer/ Herr Koplin

Lüneburg, den 09.06.201 0

Tel.2781 579

Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 13.44.2010
Alternative Ausschreibung des Projektes Bildungszentrum Saline

Stellunqnahme der Ven/valtung

Public Private Partnership (PPP)- oder: Öffentlich-Private-
Partnerschaften (OPP)

1. Definition und Abgrenzung 1

PPP verfolgen das Ziel, durch eine langfristig angelegte Zusammenarbeit zwischen
Öffentlicher Hand und privater Wirtschaft öffentliche lnfrastrukturprojekte effizienter zu

realisieren. Das Besondere dabei ist der Lebenszyklusansatz, in dem die 5 Phasen, Planen,
Bau/Sanierung/Herstellung/lnstallation, Betriebllnstandhaltung, Finanzierung und
Venruertung zum Beispiel bei einer lmmobilie in einem ganzheitlichen Ansatz optimiert
werden soll. Wesentliches Erfolgskriterium ist der Partnerschaftsgedanke, der auf einer
angemessenen Risikoverteilung beruht. Dabei übernimmt jeder Partner die Risiken, die er
am besten beherrschen kann.

PPP-Projekte stehen zwischen konventioneller Realisierung, bei der die jeweiligen

Lebenszyklusphasen jeweils eigenständig organisiert und beauftragt werden, und
Privatisierung. Sie sind damit eine dritter Weg für die Öffentliche Hand zur Organisation ihrer
öffentlichen lnfrastruktur. lm Unterschied zur Privatisierung verbleibt es bei PPP bei einem
langfristigen Leistungsaustausch zwischen Öffentlicher Hand und privatem Partner.

Es ist zu differenzieren zwischen ,,echten PPP" und ,,PPP-ähnlichen Vorhaben"2

Echte PPP
Bei echten PPP müssen in jeder Phase des Lebenszyklus wesentliche Leistungsbestandteile
durch den oder die privaten Partner bereitgestellt werden. Die Übernahme von wesentlichen
Betriebsleistungen (mindestens lnstandhlaltung, optional sind Energiemanagement und
Dienstleistungen wie z.B. Reinigung, Hausmeister) ist dabei obligatorisch.

PPP-ähnliche Vorhaben
Bei den PPP-ähnlichen Vorhaben fehlen eine oder mehrere der 5 Lebenszyklusphasen.
Sofern die Betriebsphase fehlt, handelt es sich auf jeden Fall nur um ein PPP-ähnliches
Vorhaben.

' PpP-Handbuch - Leitfaden fi.ir Öffentlich-Private-Partnerschaften, herausgegeben vom BMVBS und DSGV
2 Ergebnisbericht des Difu - PPP-Projekte in Deutschland2}}g



2. Vortei le von PPP-Verfah ren

Effizienzvorteile

Der PPP-Auftragnehmer hat den Vorteil die Bauleistung nach seiner eigenen Planung
erbringen zu können. Planung und Bauleistung sind damit optimal aufeinander abgestimmt
und können als einheitlichen Prozess organisiert werden. Planungs- und Bauabläufe können
so beschleunigt werden. Dazu trägt auch die Tatsache bei, dass der PPP-Auftragnehmer bei
der Vergabe von Nachunternehmerlerstungen nicht an die VOB/A gebunden ist, d.h. dass
keine gewerkeweise Ausschreibung erforderlich ist. Planungsleistungen, die im eigenen
Hause erbracht werden, müssen nicht auf Basis der HOAI kalkuliert werden, was zu einer
Reduzierung der Baunebenkosten führen kann. Diese Faktoren lassen die Baukosten
gegenüber konventioneller Realisierung erheblich sinken. Durch kürzere Bauzeiten
reduzieren sich außerdem die Zwischenfinanzierungskosten, so dass insgesamt betrachtet
trotz der beim PPP-Auftragnehmer liegenden Risikolast und zusätzlicher Projekt begleitender
Kosten (wie z.B. Entschädigung für die übrigen Bieter, Beratungskosten) die PPP-
Maßnahme in der Regelwirtschaftlicher ist.

Variantenvielfalt

Bei Überschreiten des in Frage kommenden Schwellenwertes für Bau- und
Finanzierungsleistungen i.H.v. 5.150.000€ gem. § 2 Vergabeordnung ist ein europaweites
Ausschreibungsverfahren verpflichtend. Damit eröffnet sich die Möglichkeit der
Ausschreibung eines Verhandlungsverfahrens nach öffentlichem Teilnahmewettbewerb.
Diese Verfahrensart ist nach VOB/A zulässig, ,,wenn im Ausnahmefall die Leistung nach Art
und Umfang oder wegen der damit verbundenen Wagnisse nicht eindeutig und so
erschöpfend beschrieben werden kann, dass eine einwandfreie Preisermittlung zwecks
Vereinbarung einer festen Vergütung möglich ist. lm Rahmen des Verhandlungsverfahrens
sind die Bieter aufgefordert, auf der Grundlage einer funktionalen Leistungsbeschreibung
Entwürfe einzureichen. Hierdurch eröffnen sich vielfältige planerische Ansätze, aus denen
ausgewählt werden kann. Bewertet wird dabei nicht nur die Wirtschaftlichkeit eines
Entwurfes, sondern auch die Architektonik. Über dieses Verfahren kann somit die Kreativität
des Marktes genutzt werden, um neben architektonisch ansprechenden und zweckmäßigen
Lösungen Kosteneinsparpotenziale für die Maßnahmen zu nutzen.

Kostensicherheit

Die Baukosten werden zum Pauschalfestpreis vergeben. Das Risiko der Baukostenerhöhung
liegt ausschließlich beim PPP-Auftragnehmer. Lediglich vereinbarte Nachträge können die
Baukosten erhöhen, was jedoch auch bei konventioneller Realisierung der Fall wäre. Die
Endfinanzierungskosten sind ebenfalls fix für den Zeitraum der vereinbarten
Zinsbindungsfrist. Das Zinsänderungsrisiko ist bei gleicher Zinsbindung bei beiden Varianten
(PPP-Realisierung bzw. herkömmliche Realisierung) gleich hoch. Die
Zwischenfinanzierungskosten ändern sich z-B. nur durch Unvorhergesehenes (2.8.
Probleme mit dem Baugrund) oder wenn Veränderungen an den Zahlungsplänen oder
Nachträge vereinbart werden.



Alternative
Finanzierungsmög-

lichkeit

Die Endfinanzierung erfolgt in der Regel durch den Verkauf der Forderungen aus dem
Bauerrichtungs- und Finanzierungsvertrag durch den Auftragnehmer an die finanzierende
Bank. Der Auftraggeber zahlt erst dann über den Zeitraum der Endfinanzierung (2.8. 20
Jahre) die fest vereinbarten Raten an die Bank.
Es empfiehlt sich, die Forderungen nach Abnahme der Baumaßnahme einredefrei zu stellen,
da dadurch kommunalkreditähnliche Konditionen erreicht werden können. Der öffentliche
Auftraggeber stellt sich mit der Einredevezichtserklärung bei PPP-Modellen ohne Betrieb
nicht schlechter als beim Eigenbau. Auch ein aufgenommener Kommunalkredit muss trotz
später zutage tretender Mängel oder gar bei dauerhafter Unbenutzbarkeit des Gebäudes an
die Bank zurückgezahlt werden.
Private Unternehmen können auch KfW-Mittel bei vorliegendem Einredeverzicht mit in die
Finanzierung, z.B. über das Programm Nr. 148 ,,Kommunal Investieren", einbeziehen,
wodurch die Finanzierung u.U. sogar etwas günstiger sein könnte, als wenn der öffentliche
Auftraggeber über die ihm zur Verfügung stehenden KfW-Programme und Bankkredit
finanziert.
Die durch die Verträge entstehenden Zahlungsverpflichtungen für den öffentlichen
Auftraggeber stellen ein kreditähnliches Rechtsgeschäft dar und bedürfen damit der
Genehmigung der Kommunalaufsicht. Die Zahlungsverpflichtungen werden auf die
Kreditlinie angerechnet. Der Haushalt der Kommune wird erst nach Fertigstellung des
Vorhabens in Höhe der vereinbarten Zahlungen belastet.

Terminsicherheit

Bei PPP-Ausschreibungen wird in aller Regel ein verbindlicher Fertigstellungstermin
vereinbart. Der Auftragnehmer sichert die Fertigstellung und Nutzbarkeit des Bauwerks zu
einem bestimmten Termin zu. Für den Fall der Überschreitung des vereinbarten Termins
werden Regelungen über Vertragsstrafen und Schadensersatzvereinbarungen in den
Vertrag aufgenommen, so dass der öffentliche Auftraggeber eine finanzielle Kompensation
für eine verspätete Nutzbarkeit erhält. Das Risiko der Bauzeitenüberschreitung sollte
uneingeschränkt dem Auftragnehmer übertragen werden. Dieser wird ein lnteresse daran,
sein Risiko so gering wie möglich zu halten und deshalb besonders auf eine
qualitätsgerechte Ausführung der Leistungen achten, um Mängel zu vermeiden, die zu
Terminverschiebungen führen könnten.

3. Erfahrungen mit PPP-Projekten

3a. Erfahrungen der Hansestadt Lüneburg

Die Hansestadt Lüneburg hat bisher zwei PPP-Vorhaben realisiert, und zwar die Turnhalle in
Häcklingen 2006 sowie die Sanierung des Schulzentrums Kreideberg 2009. Bei beiden
Vorhaben wurde nur die Planung, der Bau und die Finanzierung vergeben, nicht jedoch der
Betrieb. Damit handelt es sich in beiden Fällen nur um PPP-ähnliche Vorhaben. ln beiden
Fällen wurde das PPP-lnhabermodell gewählt, d.h. dass keine Eigentumsübertragung von



Grundstücken und Gebäuden an den Auftragnehmer stattgefunden hat. Nach Fertigstellung
der Baumaßnahmen sind diese aktiviert worden und damit in die Bilanz der Hansestadt
eingeflossen.

Turnhalle Häcklinsen
Die Bauleistung wurde zum Pauschalfestpreis von 1.017.900 € brutto vergeben Die
durchgeführte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach Auftragsvergabe führte zu dem
Ergebnis, dass die nominelle Gesamtbelastung aus Zins und Tilgung über die 2Ojährige
Laufzeit um ca. 200.000 € günstiger war als bei der konventionellen Realisierung (entspricht
12,06 % des Gesamtvolumens). Der Barwert des PPP-Modells ist um ca. 150.000 € geringer
(entspricht einem Banruertvorteil von 12,06 %). Beim Nominalwertvergleich werden Zeitwerte
nach statischen Grundsätzen verglichen. Um bei der Bewertung auch die Zeitpunkte der
Zahlungen und damit die Zinseffekte berücksichtigen zu können, wird für Vergleiche über
langfristige Zeiträume die Baruvertmethode empfohlen. Grundprinzip dieses dynamischen
Berechnungsverfahrens ist es, dass Ausgaben und Einnahmen, die zu verschiedenen
Zeitpunkten anfallen durch Umrechnung auf einen einheitlichen Bezugszeitpunkt
vergleichbar gemacht werden. Abzinsungszeitpunkt für die Alternativen war der jeweilige
Nutzungsbeginn. Beim reinen Baukostenveroleich zu Nominalwerten (ohne Aufschläoe für
die Risikoverteilung und der Wahrnehmung von Bauherrenaufqaben) errechneten sich
Einsparunoen von 183.719 € (entspricht 15,28 % des Baukostenvolumens).

Nach der Schlussrechnung waren Zusatzkosten durch Nachträge in Höhe von 14.079,09 €
zu verzeichnen, die durch zusätzliche Aufträge im Rahmen einer konventionellen
Realisierung ebenfalls angefallen wären.

Dafür waren Neben- und Zwischenfinanzierungskosten um 3.087,40 € gegenüber der
ursprünglichen Prognose geringer.

Sanierunq des Schulzentrums Kreideberq
Die Bauleistung wurde zum Pauschalfestpreis von 7.A30.044 € brutto vergeben. Die
durchgeführte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach Auftragsvergabe führte zu dem
Ergebnis, dass die nominelle Gesamtbelastung aus Zins und Tilgung über die 20jährige
Laufzeit um ca. 1.063.500 € günstiger war als bei der konventionellen Realisierung
(entspricht 10,06 % des Gesamtvolumens). Der Barwert des PPP-Modells ist um ca.
1 .169.100€ geringer (entspricht einem Barwertvorteil von 15,84 Yo). Beim reinen
Baukostenverqleich zu Nominalwerten (ohne Aufschläqe für die Risikoverteilunq und der
Wahrnehmunq von Bauherrenaufqaben) errechneten sich Einsparunqen von 852.434 €
(entspricht 10,8 % des Baukostenvolumens).
Mit der Schlussrechnung ist die Bauleistung um 46.696 € teurer geworden aufgrund seitens
der Hansestadt gewünschter Nachträge. Diese Zusatzkosten wären auch bei konventioneller
Realisierung entstanden und sind deshalb bei der Betrachtung außen vot zu bleiben.
Erfreulicheruveise wies die Schlussrechnung rd. 1 15.000 € (nominal) weniger
Zwischenfinanzierungskosten aus als angenommen. Rein nominal betrachtet (nur
Baukosten, ohne Endfinanzieruno) ist die Umsetzunq unter dem Strich soqar um 967.434 €
oünstiger geworden.

Für beide umgesetzte Verfahren lässt sich zusammenfassend feststellen, dass die
erwarteten finanziellen Vorteile eingetreten sind. Daneben sind positiv die kurzen,
verlässlichen Bauzeiten und die Einbindung einer größeren Zahl örtlicher Handwerker
hervorzuheben. Der Aufiruand für die Vorbereitung der Verfahren ist allerdings sehr hoch
gewesen.

Bildunqs- und Kulturzentrum Saline



Die vorläufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung geht von einem Banvertvorteil i.H.v. 9,3 o/o

gegenüber der konventionellen Realisierung aus. Ob diese Annahmen zutreffen, lässt sich
erst nach der Vergabe feststellen, die nach der Sommerpause erwartet wird.

3b. Erfahrungen des Landkreises Lüneburg

Der Landkreis Lüneburg hat bisher ein PPP-Projekt realisiert. Hierbei handelte es sich um
den Neubau des Gymnasiums Bleckede. Die Vergabe erfolgte in 2007, die Fertigstellung
fristgerecht im April 2008. Die Vergabe erfolgte zum Pauschalfestpreis von 6,7 Mio. Euro.
Das PPP-Projekt umfasst Planung, Bau und Finanzierung und ist damit auch nur ein PPP-
ähnliches Projekt. Der Neubau liegt im Eigentum des Landkreises. lm Zuge des vorläufigen
Wirtschaftsvergleiches war ein Banrvertvorteil von 490.282,68 € zugunsten des PPP-Modells
errechnet worden. Das entspricht eine Einsparung von rund 7 oÄ gegenüber der
konventionellen Erledigung. Beim reinen Baukostenvergleich zu Nominalwerten (ohne
Aufschläge für die Risikoverteilung und der Wahrnehmung von Bauherrenaufgaben)
errechneten sich Einsparungen von 246.744,25 € oder 3,75 o/o. Nach der Schlussrechnung
konnten diese Einsparungen bei den reinen Baukosten zwar noch geringfügig übertroffen
werden, im Gegenzug sind aber die Kosten für die Bauzwischenfinanzierung und die
Transaktionskosten (2.8. Leistungen der wirtschaftlichen, juristischen und technischen
Beratung und das Controlling) deutlich höher ausgefallen als angenommen. Unter dem
Strich betrug die tatsächliche Einsparung unter Zugrundelegung von Nominalwerten und der
Vernachlässigung der genannten Aufschläge für Risikoverteilung und Bauherrenaufgaben
sowie die Finanzierungskosten, reduzierte sich die tatsächliche Kosteneinsparung auf knapp
92.000 €. Das entspricht einer Einsparung von rund 1,5 o/o gegenüber der konventionellen
Erledigung. Auch wenn nicht die erhotften finanziellen Vorteile gegenüber der
konventionellen Realisierung generiert werden konnten und der Arbeitsaufwand im Vorfeld
der Auftragsvergabe erheblich gewesen sei, so hat der Landkreis dennoch eine positive
Gesamtbilanz gezogen. Besonders die kuze Planungs- und Bauzeit von 12 Monaten und
die im Zuge des Teilnahmewettbewerbes eröffnete Auswahlmöglichkeit zwischen 5
grundsätzlich geeigneten aber sehr unterschiedlichen Architektenentwürfen wurde
hervorgehoben. Allerdings sei der garantierte Fertigstellungstermin teilweise zu Lasten der
beteiligten Firmen gegangen. Ferner kommt der Landkreis zu dem Schluss, dass sich der
Verwaltungsaufwand nur für größere lnvestitionen ab eine Größenordnung von 3 Mio. €
lohnt. Auch sollten nur Neubauten mit privaten Partnern realisiert werden, da bei
Sanierungen die Leistungen gar nicht konkret genug beschrieben werden könnten.

3c.) Erfahrungen anderer Gebietskörperschaften in Niedersachsen bei der
Realisierung von PPP-Projekten im Hochbau (aus der Datenbank der PPP Task
Force im Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtenhryicklung und der
Veröffentlichung der der Deutsche Bauindustrie über öeP-Projekte 20}8ft009 in
Deutschland)

Neubau des Gvmnasiums Twistrinoen einschließlich Wartunq und Instandsetzunq
(echtes PPP)

Projektstart:
I nvestitionsvolumen/ Projektvolumen :

Vertragsmodell:
Finanzierungsmodell:
Effizienzv ortei I bei vorläufiger WU :

Etfizienzv orte i I be i Ve rtragsa bsch I uss :

Betriebszeitraum:

07t2006
6,2 Mio. Euro/ 10 Mio. Euro
PPP-lnhabermodell
Forfaitierung m it Ein redeverzicht
12 o/o

26 o/o

25 Jahre



Aus Sicht der Stadt Twistringen haben die ezielten Ergebnisse die Eruvartungen mehr
als erfüllt. Der vorgegebene Kostenrahmen wurde voll eingehalten. Die aÄ projekt
beteiligten, also Rat, Veruvaltung und Schulleitung bewerten sowohl den Ablauf als
auch die erzielten Ergebnisse überaus Positiv. Der zweite Bauabschnitt (Oberstufe)
und der Neubau einer Sporthalle sollen deshalb wieder als PPP-Vorhaben realisiert
werden.

Projektstart:
lnvestitionsvolumen :

Vertragsmodell:
Finanzierungsmodell:
Effizienzvorteil bei vorläufiger WU :

Effizienzvorteil bei Vertragsabschluss:
Betriebszeitraum:

12t2005
3,6 Mio. €
PPP-lnhabermodell
Forfaitierung m it Ein redeverzicht
keine Angaben
7 ,5 0/o

22 Jahre

Verfahren (Planung, Bau. Finanzierung, Unterhaltunq)

Projektstart:
I nvestitionsvol umen/ Projektvol umen :

Vertragsmodell:
Finanzierungsmodell:
Effizienzvorteil bei vorläufiger WU:
Effizienzv ortei I bei Vertrag sa bsch I uss :

Betriebszeitraum.

02t2008
21 Mio. Euro/ 54,2 Mio. Euro €
PPP-lnhabermodell
Projektfinanzierung
keine Angaben
10,6 0/o

25 Jahre

Für die Stadt Schwarzenbek haben sich die Enrualtungen erfüllt. lnsbesondere der
Betrieb läuft sehr positiv. Alle für den Betrieb erforderlichen Leistungen einschließlich
der Reinigungs- und Pflegemaßnahmen im Gebäude, sowie der Aüßenanlagen, der
Medienver- und -entsorgung, der hausmeisterlichen Tätigkeiten und der Betrieb einer
Cafeteria werden durch ein in der Nähe ansässiges mittelständiges Unternehmen
ausgeführt, mit Vorteilen in der sehr kurzen Reaktionszeit unO den direkten
Abstimmungsmöglichkeiten mit den Hausmeistern.

Projektstart;
I nvestitionsvolu men/ Projektvolumen :

Vertragsmodell:
Finanzierungsmodell:
Effizienzvorteil bei vorläufiger WU :

Effizienzvorteil bei Vertragsabschluss :

Betriebszeitraum.

keine Angaben
16 Mio. Euro/ 40 Mio. Euro €
PPP-lnhabermodell
Forfaitierung mit Einredevezicht
keine Angaben
13 o/o

30Jahre

Für die Stadt Dortmund haben sich die Erwaltungen absolut erfüllt, Der Effizienzvorteil
von 13 % über die gesamte Vertragslaufzeit wird vor allem in der Betriebsphase durch

a-

Neubau der Berufsbildenden Schulen Buchholz i.d.N (Landkreis Harburqt (echtes ppp-
Verfahren beinhaltend: Planunq. Bau, Finanzierunq, Unterhaltunq und Verwertuno)

NelQa,u 9er Feuenryao in Dortmund-Horde (Echtes
PPP-V"rfrhr"n b"inhrlt"nd, Plrnrnq, Brr, Finrnri"rrno, Bil



umweltbezogene Maßnahmen zut Einsparung von Energie generiert. So wird die
Heizung über eine Holz-Pellet-Heizung geheizt, bei der käine-fossilen Energieträger
verwendet werden.

Fazit:Allein diese kleine (wenn auch nicht repräsentative) Auswahl lässt erkennen, dass
insbesondere Schulbauprojekte (mit oder ohne Betrieb) durchaus Erfolg versprechend
sind. Die Enrvartungen an einen Eftizienzvorteil von durchschnitilich um die 1O o/o

dürften realistisch sein. Letztendlich ist die Höhe des Effizienzvortells aber immer von
der individuellen Maßnahme abhängig. Auch andere Hochbauvorhaben wie z.B. die
Feuenrache in Dortmund können einen vergleichbaren Effizienzvorteil erzielen.

3d. Erfahrungen des Rechnungshofes Baden-Württemberg/ Pressemitteilung aus
2009

Der Rechnungshof BW kommt u.a. zu dem Ergebnis, dass die Wirtschafilichkeitsvorteile bei
OPPiPPP-Projekten der 2. Generation meist nur marginal sind. Bei diesen projekten handelt
es sich um die sog. ,,Echten PPP", die bei der Hansestadt Lüneburg bisher noch nicht zum
Tragen gekommen sind.
Der Rechnungshof kritisiert weiterhin die Modellrechnung für die Wirtschafilichkeitsanalyse,
weil der Vergleich sowohl bei der Eigenbau-Variante als äuch bei der ppp-Variante lediglich
auf geschätzten Kosten beruhe, die jedoch nicht mit realen Marktpreisen zu vergleiähen
seien. Ferner würden kalkulierte Risikozuschläge als fiktive Kostenbelastung bei der
Eigenbauvariante hinzugerechnet werden. Dem ist entgegen zu halten, dass die gäschätzten
Kosten durchaus belastbar sind, da bei der Kalkulation der Eigenbau-Variante die Baukosten
nach DIN-Norm ermittelt werden, so wie es auch bei jedem anderen Vergabeverfahren
erfolgt. Die angenommen Baukosten für die PPP-Variante beruhten grundsätzlich auf
veröffentlichten Daten und Erfahrungswerten anderer Gebietskörperschafüen bei ähnlichen
Verfahren. Diese realen Angebote anderer Vergabeverfahren haben in ihrer
Angebotskalkulation bereits Risikozuschläge enthalten. Von daher kann es durchaus als
gerechtfertigt betrachtet werden, bei der Eigenbauvariante fiktive Risikozuschläge hinzu zu
rechnen.

Um reale Marktpreise zu erhalten, empfehle der Rechnungshof die so genannte ABC-
Ausschreibung nach dem Thüringer Modell. Dieses beinhaltet die Ausschre'ibung mehrerer
sich teilweise überschneidender Alternativen für ein bestimmtes Vorhaben innerhalb eines

ffiereuropaweiteA-B.C-Ausschreibungbestehto,,no,,ilT*
V_arianten A (Bauleistung als GU-Vergabe), B (Finanzierungs-/Bai.rmanagement) und C
(Bauen und Finanzierung durch einen lnvestor). Die Ausschreibung erfolgt allo in 3 Losen.
Der Auftraggeber behält sich vor, entweder die Bauleistung des Teils A mit konventioneller
Finanzierung über den Haushalt selbst zu beauftragen, oder den günstigsten Anbieter aus
dem Teil B (beispielsweise eine Leasinggesellschaft) zu beauftragen, das Objekt zu
finanzieren und ihrerseits den Bauauftrag an den günstigsten Bieter aus dem Teil A zu
erteilen. Falls das gÜnstigste Komplettangebot aus dem Teil C wirtschafilicher ist, wird
dieses beauftragt. Dlese Parallelauschreibung der Bauleistung setzt allerdings immer voraus,
dass eine abgeschlossene Planung bis hin zu den Verdingungsunterlagen vorliegt. Dies
fordert ein PPP-Verfahren gerade nicht. Hier bieten die Unternehmen die planungsleistung
mit an. Hierin liegt auch ein Vorteil des PPP-Modells. Die Auftraggeber gibt über ein
Raumbuch die geforderten Räumlichkeiten vor. Die Bieter nehmen dies als Grundlage für
ihre Planungen. So erhält der Auftraggeber mehrere mögliche Varianten für eine
Aufgabenstellung. Wollte der Auftraggeber dies bei einer üblichen Hochbaumaßnahme
ebenfalls fordern, so müsste er mehrere Planer beauftragen. Jeder planer könnte seine



Planungsleistung über die HOAI gesondert abrechnen. Hierdurch entstehen zusätzliche
Kosten, die es in einem PPP-Verfahren nicht gibt. Nicht unenrvähnt bleiben darf, dass
Parallelausschreibungen nicht grundsätzlich zulässig sind, sondern für jeden Einzelfall
gesondert über die Zulässigkeit entschieden werden muss. lst das Parallelverfahren nur
darauf ausgerichtet, das für den Auftraggeber günstigste Verfahren zu erkunden ist diese
Verfahrensart als unzulässige Markterkundung anzusehen.

Der Landtag von Baden-Würtemberg ist der beratenden Außerung des Rechnungshofes
vom 12. Mär22009 übrigens nur eingeschränkt gefolgt. Von einer Parallelausschreibung (im
Sinne des A-B-C-Modells) wird auch zukünftig abgesehen. Hintergrund war hierfür
überwiegend, dass im Falle der Parallelausschreibung eine Doppeletatisierung (kameraler
Haushalt) hätte erfolgen müssen, was zu Problemen hinsichtlich der Schuldenobergrenze
geführt hätte. Allerdings hat der Landtag die Landesregierung ersuchT, darauf hinzuwirken:

a) ÖPP-Projekte in den jeweils geeigneten Fällen weiterhin sowohl in Form der
einfacheren Modelle der ersten Generation wie auch als Maßnahmen der zweiten
Generation zu realisieren;

b) in den Wirtschaftlichkeitsanalysen sowohl Baruvert- als auch Zeitwert-Summen jeweils

mit und ohne Risikokosten auszuweisen und der Entscheidung zugrunde zu legen;

c) laufende und künftige OPP-Projekte in einer Übersicht im Vorheft zum
Staatshaushaltsplan unter Angabe der Laufzeiten und der Summe der jährlichen

ÖPP-Entgelte darzustellen.

3e.) Erfahrungen des Bayerischen Obersten Rechnungshofes (ORH) - Jahresbericht
2006

Der ORH hat in seinem Jahresbericht 2006 das Ergebnis der Untersuchungen zu 2
Staatsstraßen-Pilotprojekten dargestellt. Beide ÖPP-Verfahren beinhalteten auch die
bauliche Erhaltung, beginnend ab deren Abnahme. Hierbei handelte es sich also um echte
PPP-Verfahren. Der ORH kommt zu dem Ergebnis, dass für beide Prolekte nur deshalb
Vorteile für die ÖPP-Losung ausgewiesen werden konnten, weil ein unrealistischer
Kostenvergleich vorgenommen worden sei. Erhebliche Kostenersparnisse wurden bei der
PPP-Variante dadurch gesehen, dass ohne zeitliche Streckung gebaut werden könne. Die
Venrvaltung habe wegen des knappen Haushalts eine zeitliche Streckung und eine
Ausschreibung nach Fachlosen bei der konventionellen Variante unterstellt. Mehrfache
Baustelleneinrichtung und -räumung sowie ein ungünstigerer Bauablauf würden danach
erhebliche Mehrkosten auslösen. Nach Auffassung des ORH hätte eine Ausschreibung bei
der konventionellen Variante zum gleichen Ergebnis geführt, hätte die Venualtung im
Rahmen ihrer Budgetbewirtschaftung für gleiche Rahmenbedingungen gesorgt. Ob die
Auffassung des ORH zutreffend ist, kann nicht abschließend beurteilt werden. Selbst wenn
man davon ausgeht, dass bei der konventionellen Lösung Mehrkosten für mehrfache
Baustelleneinrichtung und -räumung nicht zwingend anfallen müssten, so ergeben sich
dennoch Effizienzvorteile für die PPP-Lösung, dadurch das Planung, Bau und Finanzierung
in einer Hand liegen. Diese generellen Effizienzvorteile sind bereits dargestellt worden.
Letztendlich können die Ergebnisse des ORH nicht zu der grundsätzlichen Feststellung
führen, dass PPP-Vorhaben keine Vorteile generieren. Ein Vergleich muss immer unter den
ganz individuellen Bedingungen erfolgen. Ein Rückschluss auf die PPP-Projekte der
Hansestadt ist allein schon deshalb nicht Ziel führend, weil die Hansestadt bisher nur
Hochbauprojekte realisiert hat und der Betrieb in eigener Hand lag.



Diese lnformationen vorausgeschickt wird zum Antrag der Fraktion Die LINKE vom
13.44.2010 wie folgt Stellung genommen:

Das Projekt Bildungs- und Kulturzentrum Saline wurde erstmals nach ausführlicher
Beratung im ABS am 09.07.2008 und am 26.08.2008 im Venryaltungsausschuss der
Hansestadt Lüneburg beschlossen.

lm Supplements zum Amtsblatt der Europäischen Union erfolgte nach Abschluss der
Vorbereitungen am 09.12.2008 die europaweite Veröffentlichung. Damit wurde zu diesem
Zeitpunkt das Vergabeverfahren für das Projekt Kultur- und Bildungszentrum Saline
begonnen.

Am 08.01 .2010 erfolgte zum zweiten Mal eine ausführliche Beratung im ABS. Es wurde
vorgetragen zut vorliegenden kommunalaufsichtlichen Genehmigung sowie zut
beabsichtigten Einleitung der zweiten Stufe der europaweiten Ausschreibung. Ein
mehrheitlicher Beschluss wurde gefasst.

Seit Anfang Februar 2010 arbeiten in der 2. Stufe des Verfahrens 10 Bieter an Entwürfen
und Kostenberechnungen für das Projekt. Diese werden am 07.05.2010 abgegeben.

Diese Aufuendungen der Bieter sind gemäß Vergabeordnung vergütungspflichtig und
werden hier wegen des erheblichen Aufwandes mit je 10.000,00 € für die eingereichten,
prüffähigen Unterlagen vergütet.

Eine Aufhebung des Vergabeverfahrens zum jetzigen Zeitpunkt führt unter Berücksichtigung
der geltenden Vorschriften zu einem Vergütungsanspruch der Bieter für ihre bisherigen
Aufwendungen. Die Beratungsleistungen sind für ein neues Verfahren ebenfalls erneut zu
vergüten.

lnsgesamt dürften für die Aufhebung des Verfahrens Kosten in Höhe von ca 100.000 -
200.000 € entstehen. Die Folgen möglicher Einsprüche im Rahmen der Geltendmachung
von sonstigen Schadensersatzansprüchen der beteiligten Bieter bei der Vergabekammer
Niedersachsen sind hier noch nicht berücksichtigt.

Das Projekt wurde EU-weit ausgeschrieben und aus den Bewerbern wurden im Rahmen
einer vorher festgelegten Matrix die verbleibenden Bieter ausgewählt. Auch die Lüwobau
hätte sich hier bewerben können und müssen.

Eine mögliche Bevorzugung der Lüwobau würde wegen des Volumens im Rahmen der
europaweiten Ausschreibung einen Verstoß gegen geltendes Recht darstellen.

Koplin
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P.PP-Proiekt §ildunqs.le.ntrum §aline

Anfrage zur §itzung des Rates am ?8.04.?01§
ge*aß § 11 GO des §tadtrat*s sowi* § 39 a Sa{z 2 NGC

Lün*burg, d*rr i 3.$4.2*1 C

$+Ehverhalt

3i* Verwaltung d*r Hansestadt Lür-reburg pleni, die Reali*i*;"ung des Frojektes
Bildu;rgszentrum §aline als Pr-rbiic Privaie Partnership Frojekt auszuschreiben obwohi dre

t'{irtschaftliehkeit dieser t*laßnahme fragwürdig ist. Daau bittet die Frakti*n ÜlE LiNKE. urr't

die B*aniwortr.rng folgender Fragen gemäß §1X GO des Stadtrates sowie §3§a $atz 2 NGÜ

4
!.

2.

t

Kann sich die §tadt das Bauvc'rhab*n BiiciLrr':Ssäentru,n §aii*e grur:**ätziich ieisien?

'*/enn ja. dann kann es sich auch die konvenlionelle Finanzieru*g ieistenl

Liegt der Aufgabensteilung ein* von iier Verwaltung s*lb*t efst*llte Bedar{sermitllung
zugrunde?

fu{it w*icher Aufgabenstellung welche* *araus resultierenden l-eistungerr wurde ciie

VBD bei Cenr Projekt Bi{dungszentr"ut':t §aline beauftragt?

4, !1lie hoch ist das l'lonarar dei"V§il für lhre gssamtsn beauffragt*n L*istu;-rgen?

5. ist der Verrr,raltung bekan*t, dass die V*D sich i* der Ve:'gangenheit auf Cr*:s*
Border-Leasing spezialisiert hatte urrd n*ch Verbot de* §leriersparrnod*tls d*rch die
U§-R*gierung aul die Beratung v*ri PPP Proiekten? iBei Cross-Sarder-L*asing
verk*uft eine Gemei*de öffentliches §igent*m wie Gebäude, §chiri*n, Klär+rerke,
Abwassernetee usw. an arn*rikar-,lisclr* Geldgeber und miet*l es anschiie[3end
zurück) ln über 150 dsutschen Kommu;'re* haben Bürger*':*ister, Kämr*erer *nd
§tadträie eiriem Geschäftsnrodeil vertraut, dass eine *inzrg* grcße Geldvernicht*ng
war, F*r diese Geldvernichtungsgeschäfte hai di* V3ü ü*meir':*en beraiell i.:nd

kräftig daran verciie*t.

6. lsl cer Ven#ältung bekannt, das* der Geschäftsführer d*rVtsD Herr i-iäItrxut Fischer,
als Lobbyist an der A*sarbeitung des FPt: Beschla*niguägssesetues fur die
Bundesregierung in §eriin beteiligt iver?



7. isi der Verwaltung bekannt. dass die V8ü bundesweit l,lischbarkeitsstudien erste?i!
urd gr-undsätzlieh zum Ergebrris kornr:rt. dass PPF vrirtschaftlicher ist? Wen;"t

ausnahmsweise das Irg*bnis umgekehrt ist, dann weil es sieh a.ü. unr sehrr*ierige
Sanierungen von öffentl. Gebäucjen handelt, wc der Aibeitsaufurand groß unC Cie

Gew!nnerwafiung für die Frivatwirtsehaft z* gering ist.

E lst sich die Verwaftung darüber im Kiaren. dass die VBD sofiit eii"'r iurt*chaftlich*s
!nieresse hai. Studien rnit d!es*m einseitigen Hrgebnis z* erslelien? {§ei
e ndgeg*ngesekten-) Ergeb*is wäre die V§n iiberflüssig u*d *hite
ExistenzberechtiGu n§. )

g. lst sich die Verwalt*ng ,jaiüber im Klar"e*, Sass die V** s*mit Parlei fi;:' di*
Frivatwirtschaft ist, und in di*s*m Sirr-:e gar nichl b*auftr**t v{erden citlrite?

1§.lst die Ver-waltung i.rber die Risik*n der in der Aussc*i*;bur':g e*lhaitener
Forfairtierung mit Einr*dev*rzicht inf*r*rieü? iDies bede,-rtet, dass die private PPP-
Gesellschaft ihre Forderlrnsen, die sie gegenLlber cier Siadt l"t*t, a:"1 *ine §ank
verkaurt. *le Stadt zahlt iann die iaufenden Entgeite *n die Bank. Der
Einredeverzicht b*deutet, dass die $tadt die verei*barten Er:lgelte ** die Bani< zahtt.
unabhängig davon, ob der priv*l* Partner die Leistung erb;"ingt *der nieht.] §*mit
sind lnvestor und di* Bank auf der si*heien §eiie. Wenr der lrvest*r seine L*isiung
i:icht erbringt, muss sich die Stadt mit ihm auseinander"seieen- §ie kar:n :":!eht wie
sonst ein Mieter die Miete n:ind*rn. G*ht der i*vestor ir: die fnsolv*nz, m'iJss riie §iadt
trotzdem zahlen. Die Stadt träSt niüht rrur alie Risiken. si* nimr*t auch einen
verdeckten Kredit auf.

11. lst der Verwaltung bekannt, das* cj*r Sayerische Oberste §echnungsnof iOfti-"1) ijber
einen von der VBD durchgeführten Wir-tschaftlichkeitsvergleich mit .Ausschreibur:gs-
manägerneilt schrieb: ,\-t/ären die Prcjekte konventi*nell verqleichbar u*eJ zum selben
Zeitpunkt ausgeschneben worden, sc wär*n ähnlich* Angebote zu erwarten
geweseil. Die errechneten Kostenvort*iie für ÖPp sind dahar unre*iistisch". {*R-§
Jahresbericht 2Sü§ Seite 57]

**tsh*rr irir §t?dträt L'.;**i:r.:r6
Fr*kti***ucrsrir*fiCer .ä1e i*iri<e"

qärshen rr:" Sladlrat l-Jr.€:Jrg
§le;ive{r. }: :*kii*fi s§*rs}**,i**r ..Ii* ilr:ise-
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